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Die SVP bereitet das Terrain für die nächste Flüchtlingsdebatte
Noch verfängt die politische Debatte über den Umgang mit Kriegsvertriebenen nicht – doch das ist nur eine Frage der Zeit

DANIEL GERNY

Russlands Krieg gegen die Ukraine hat
in der Schweiz politische Gewissheiten
auf den Kopf gestellt.Als es hierzulande
im März zu einer gigantischen Solidari-
tätswelle kam, erklärte sich zunächst so-
gar der sonst umkeineAttacke verlegene
Aargauer SVP-HardlinerAndreasGlar-
ner bereit, bei sich ukrainische Flücht-
linge aufzunehmen, dieVolkspartei trug
dieWillkommenskultur mit.

Jetzt aber, da die russische Offensive
immer deutlicher ins Stocken gerät und
sich die Lage im Norden und imWesten
derUkraine zuberuhigen scheint,besinnt
sich die SVP auf ihre angestammte Rolle
in der Asylpolitik. AmWochenende lan-
cierte die Aargauer Nationalrätin Mar-
tina Bircher via Sonntagsmedien einen
erstenAngriff auf den Schutzstatus S,den
FlüchtlingeausderUkraineerhalten.Die-
ser ermöglicht die unkomplizierte Auf-
nahme einer grossen Zahl vonMenschen
ohne individuellePrüfungunderlaubt die
rasche Integration in denArbeitsmarkt.

Stimmen in der Mitte im Blick

Der Schutzstatus S gilt für Ukraine-
Flüchtlinge längstens für ein Jahr,danach
muss er vomBundesrat erneuertwerden.
Derzeit denkt ausser der SVP kaum je-
mand daran, die Aufnahme von Flücht-
lingen aus der Ukraine einzuschränken.
Der Mitte-Präsident Gerhard Pfister
warf der SVPvor,sie lasse sichmit ihrem
Versuchsballon auf das Spiel von Putin
ein.AuchderFDP-ChefThierryBurkart
machte klar, dass er im Moment keinen
Anlass für einenKurswechsel sehe.Beim
Staatssekretariat für Migration (SEM)

heisst es kurz undknapp,ein solcherEnt-
scheid sei Sache des Bundesrates.

Doch die SVP spekuliert darauf,
dass die Geschlossenheit in den nächs-
ten Wochen und Monaten ins Wanken
kommt. Spätestens nach den Sommer-
ferien will die Partei das Thema auf die
grosse politische Bühne bringen. In der
Juni-Session will sie im National- wie im
Ständerat mehrere Motionen einbrin-
gen, damit über dasThema imHerbst in
beidenRätendiskutiertwird.Das erklärt
der SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi

auf Anfrage der NZZ. Am Freitag will
die Fraktion ihre Strategie festlegen.
Klar ist: Sie hat dabei auch die Stimmen
aus der FDP und der Mitte im Blick.

DieVolksparteiwill denTaktdabei un-
bedingt selbst vorgeben: Ein Viertel der
Mitglieder eines Rates kann eine ausser-
ordentliche Session zu einem bestimm-
ten Thema verlangen. Im Nationalrat ist
die SVP-Fraktion dazu dank ihrer Grösse
allein in der Lage und kann so verhin-
dern, dass die Debatte hinausgeschoben
wird. Primäres Ziel der Partei ist es laut
Aeschi, dass künftig nur noch Menschen
den Schutzstatus S erhalten oder behal-
ten können, die tatsächlich aus einer vom
KriegunmittelbarbetroffenenRegionder
Ukraine kommen. Dies gelte heute für
denWesten und den Norden des Landes
nicht mehr. Ausserdem sollen Ukraine-
Flüchtlinge, die über eine andere Staats-

bürgerschaft verfügen,in der Schweiz kei-
nen Schutzmehr erhalten,ausser wenn es
sich bei ihnen um in der Ukraine vor dem
Krieg anerkannte Flüchtlinge handelt.

Die Schweiz stosse an Grenzen, be-
gründetAeschi dieForderungder SVP.Er
nennt als Beispiel Appenzell Ausserrho-
den. Das SEM hat für den Kanton kürz-
lich einen Zuteilungsstopp verfügt, um
die kantonalen und kommunalen Struk-
turen zu entlasten. Aeschi verweist aus-
serdemauf die hohenKosten.Laut einem
Bericht der «NZZ am Sonntag» schätzt
der Sonderstab Asyl die Kosten für den
Bund auf 20 000 Franken pro Jahr und
Flüchtling, also auf eine Milliarde Fran-
ken für die bis jetzt gut 50 000 Ukraine-
rinnen und Ukrainer in der Schweiz.

Noch gibt es Solidarität

Bisher ist die Debatte allerdings nicht
in Schwung gekommen. Die Solidari-
tät der Schweizerinnen und Schweizer
scheint trotz einigen Negativerlebnissen
von Gastfamilien ungebrochen. Nicht
nur aus innenpolitischer Optik kom-
men Forderungen über eine Anpassung
des Schutzstatus für Ukraine-Flücht-
linge viel zu früh. So gibtAlbertoAcher-
mann, Professor für Migrationsrecht an
derUniBern,zubedenken,dass einEnde
des Krieges nicht in Sicht sei.Weiterhin
müsse auch im Westen des Landes mit
Raketenangriffen gerechnet werden.
Sogar der Einsatz von taktischenAtom-
waffen stehe im Raum, sagtAchermann.
«Die Voraussetzungen, die im März zur
Aktivierung des Schutzstatus S erfüllt
seinmussten,sindnachwie vor gegeben.»

Solange sich der Krieg nicht auf be-
stimmte Gebiete eingrenzen lasse, sei

schwer vorstellbar, wie Regionen be-
stimmtwerden sollten, für die der Schutz-
status nicht mehr gelte, sagt Achermann.
Ähnlich argumentiert auch das SEM.Der
Grundsatzentscheid liege zwarbeimBun-
desrat. Dieser müsse aber «eine gewisse
Dynamik und Unvorhersehbarkeit» be-
rücksichtigen. Mit anderenWorten: Eine
klare Grenze zwischen gefährlichen und
ungefährlichenGebieten lässt sich auf ab-
sehbare Zeit kaum ziehen.

Auch linke Kreise sind irritiert

Aus einem weiteren Grund erscheinen
die SVP-Forderungen heute chancenlos.
Ein Alleingang der Schweiz ist kaum
denkbar, ohne dass dies international als
Zeichen für mangelnde Solidarität inter-
pretiertwürde.EineAufhebungoderAn-
passung des Schutzstatus S würde nach
Ansicht von Achermann nicht zu einer
schnelleren Rückkehr von Ukrainerin-
nen und Ukrainern in ihre Heimat füh-
ren.Weil für sie Reisefreiheit innerhalb
des Schengenraums besteht, würden die
Lasten stattdessen auf die umliegenden
Staaten verlagert. «Wie es in der Flücht-
lingsfrage mittel- bis langfristig weiter-
geht, muss europäisch abgestimmt wer-
den», gibt sich Achermann überzeugt.

Trotzdem bedeutet dies nicht, dass die
Strategie der SVP ins Leere laufen muss.
Mit ihrenVorstössen bereitet sie das Ter-
rain für eineDebatte,dieunabhängig vom
Verlauf des Krieges früher oder später
ohnehin auf die Schweiz zukommt. Die
grosszügigen Rahmenbedingungen für
Flüchtlinge aus der Ukraine irritieren
nämlich nicht nur bei der SVP, sondern
auch im linken Lager und bei Flüchtlings-
organisationen.Dort fragt man sich, wes-

halb Ukrainer besser behandelt werden
als Vertriebene aus Syrien oder andern
Ländern. Diese haben als vorläufig Auf-
genommene spürbar weniger Privilegien.

Gänzlich neu ist die Debatte nicht:
Der Bundesrat drängte schon vor eini-
gen Jahren auf eine grundsätzliche Neu-
ausrichtung im Umgang mit Kriegs-
vertriebenen, kam damit jedoch nicht
durch. Doch wie gesagt: Politische Ge-
wissheiten altern in der Krise schlecht.

«Wo ist eigentlich der Präsi?»
Marco Chiesa ist als SVP-Präsident fast unsichtbar – will die Partei wirklich mit ihm in den Wahlkampf ziehen?

CHRISTINA NEUHAUS

AlbertRöstimusstegehenundbliebnoch
achtMonate.MarcoChiesamusste über-
nehmen und blieb von Anfang an weg.
Rösti trat kurz vor Weihnachten 2019
unter Druck ab und hielt bis Ende Au-
gust 2020 durch. Die Suche nach einem
Nachfolger war weniger einfach, als die
Partei-Granden gedacht hatten.Die bei-
den Favoriten,Esther Friedli undMarcel
Dettling,wollten nicht, und die, die woll-
ten,wollte die Parteileitung nicht.Marco
Chiesa wollte eigentlich auch nicht, aber
irgendwann hiess es:Duwillst. ImTessin,
woer herkommt,und inderWestschweiz,
wo er studiert hat, konnte er als Partei-
präsident Tritt fassen. In der Deutsch-
schweiz blieb er der grosse Unbekannte.
IndenSektionenhiess es schonbald:«Wo
ist eigentlich der Präsi?»

Impfpflicht? Missverständnis!

Anderthalb Jahre nach seinerWahl wirkt
der Tessiner immer noch wie der Kan-
didat, der nicht recht wollte. Er spricht
mittlerweile leidlich Deutsch, doch er
lacht weniger. Wenn er von «Luuxuus-
Sozialisten» redet, tönt er wie ein italie-
nischsprachiger Laienschauspieler, der
einen Deutschschweizer Politiker imi-
tiert, der Christoph Blocher nachmacht.

Sagt er für einmal etwas Eigenstän-
diges, kann er sicher sein, dass ihn das
Parteileitungs-Triumvirat um Thomas
Aeschi, Thomas Matter und Magda-
lena Martullo-Blocher zurückpfeift.Als
er sich im November in einem Inter-
view für eine Impfpflicht für das Pflege-
personal aussprach, musste Parteisekre-
tär Peter Keller eine Medienmitteilung
verschicken:Chiesa sei falsch verstanden
worden, er habe sich nie für eine Impf-
pflicht für dasPflegepersonal ausgespro-
chen. Die Medien hätten ihm das Wort
im Mund umgedreht.

Seither hat Christoph Blocher eine
Neutralitätsdebatte angestossen, eine
Volksinitiative aufgegleist und die Auns
aufgelöst. Seither hat der FDP-Präsident

Thierry Burkart die Klimapolitik seiner
Partei auf Kurs gebracht,die Europapoli-
tik entgiftet unddenbürgerlichenLead in
der Sicherheitspolitik übernommen.Seit-
her lösen sich ThomasAeschi und Roger
Köppel wechselweise bei Fernsehauftrit-
ten ab. Und wieder heisst es in der SVP:
«Wo ist eigentlich der Präsident?»

AmAbstimmungssonntaghatteMarco
Chiesa seit längeremwieder einmal einen
Auftritt im Schweizer Fernsehen. Ge-
meinsam mit den Präsidenten der ande-
ren Parteien analysierte er das Abstim-
mungsergebnis. Er tönte nicht wie eine
italienische SVP-Sprech-App, aber er las

ganze Passagen vomBlatt ab. In der SRF-
«Arena» von Freitag wird er erneut feh-
len.DieHaltungderSVPzumFlüchtlings-
status S vertritt die ZürcherNationalrätin
Barbara Steinemann.Wo ist der Präsi?

Chiesa habe nie etwas zu sagen ge-
habt, sagen sie in der Partei.Als Stände-
rat sei er unauffällig und als Parteipräsi-
dent der Befehlsempfänger der Alphas
in der Geschäftsleitung.Als der Zürcher
SVP-Präsident Benjamin Fischer kürz-
lich gehen musste, weil er zu wenig ge-
führt hatte, machte das Gerücht die
Runde, auch ChiesasAbgang stehe kurz
bevor. Geht der Präsi?

Alles in Ordnung, sagt Marco Chiesa.
Die öffentlichen Auftritte von Aeschi
und Köppel seien abgesprochen. Statt
zu spekulieren, solle man lieber die für
die SVP erfreulichen Parlamentswahlen
in Glarus und Graubünden zur Kennt-
nis nehmen.Alles in Ordnung, sagt auch
Christoph Blocher. Marco Chiesa leiste
hervorragende Arbeit in den Kantonen.
Chiesas Stärke sei die strukturelle Partei-
arbeit.Die SVPhabe ihreGrabenkämpfe
unddieZeitender ideologischenBereini-
gung hinter sich, und sie habe genug gute
Köpfe.AnderParteispitze brauche es kei-
nen,der meine, er müsse alles alleinema-

chen.Er jedenfalls habeFreudeanChiesa:
«Der ist ein strammerCheib.»Nur schon,
dass er den Sprung in den Ständerat ge-
schafft habe, sei eine Leistung.

WillBlocher,der stärker ist als je,wirk-
lich mit einem Präsidenten in denWahl-
kampf ziehen, den viele in seiner Partei
für schwach halten? Passt ihm ein schwa-
cher Präsident gar ins Konzept? Einer,
der ihm beispielsweise bei der nächsten
Bundesratswahl nicht dreinredet?

Geht Maurer?

Wenn es um seine Partei geht, hat Chris-
toph Blocher noch nie etwas dem Zu-
fall überlassen. Die Umrisse des Wahl-
kampfs zeichnen sich bereits im Nebel
ab: Im Sommer wird die SVP das Flücht-
lingsthema bewirtschaften, im Herbst
wird die Neutralitätsdebatte dazukom-
men, und spätestens dann stellt sich
wieder einmal die Frage, wie lange Ueli
Maurer noch Bundesrat bleibt.

Maurer selbst sagt auf diese Frage
seit Jahren nichts. Christoph Blocher
sagt, er gehe davon aus, dass Ueli Mau-
rer mindestens bis Ende Legislatur im
Amt bleibe. Mögliche Nachfolger gebe
es in der Partei genug. Doch in der Poli-
tik gelten Sitzleder-Beteuerungen nicht
viel. Im Bundeshaus in Bern werfen Par-
teileitungsmitglieder bereits probehalber
denNamenvonEstherFriedli in dieLuft.

GehtUeliMaurervielleicht schondie-
ses Jahr?Nachdemer einenSchlussstrich
unter die Corona-Wirtschaft gezogen
hat? Ein vorzeitiger Rücktritt würde der
Partei jedenfalls einen fulminantenStart
insWahljahr 2023 ermöglichen:Bei einer
Ersatzwahl 2022 stünde die SVP allein
im Scheinwerferlicht. Grüne Begehr-
lichkeiten und freisinnige Ängste spiel-
tenhöchstens eineuntergeordneteRolle.
DerAbgangdes SchwergewichtsMaurer
unddie Frage seinerNachfolge brächten
der Partei neuen Schwung und monate-
langemedialeAufmerksamkeit.Diskus-
sionen über einen schwachen Präsiden-
ten – oder der Abgang eines schwachen
Präsidenten – gingen im Getöse unter.

Er ist da – und doch nicht: SVP-Präsident Marco Chiesa an einer Delegiertenversammlung seiner Partei 2020 in Bern. A. ANEX / KEYSTONE
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